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Die ZEW-Studie untersucht die Ent-
wicklung der realen Bruttostundenlöhne
in den alten Bundesländern von 1984 bis
zum Jahr 2005, in den neuen Bundeslän-
dern von 1992 an, ebenfalls bis 2005. Da-
tenbasis ist das Sozio-Ökonomische Pa-
nel (SOEP) Berlin. In beiden Regionen
sind die realen Bruttoarbeitsverdienste
je Stunde zwischen 1992 und 2005 ge-
stiegen, wobei der Anstieg in Ost-
deutschland 52 v.H. und in Westdeutsch-
land 9 v.H. betrug. Eine vollständige An-
gleichung der Lohnniveaus in den beiden
Regionen hat noch nicht stattgefunden,
wenngleich die Niveauunterschiede
durch das relativ stürmische Wachstum
der Arbeitsverdienste in den neuen Bun-
desländern auf etwa 25  v.H. zurückge-
gangen sind. 

Lohnungleichheit nimmt zu

Trotz der Unterschiede in der Wachs-
tumsdynamik weist die Entwicklung der
Spreizung oder Ungleichheit der Ar-
beitsverdienste in beiden Regionen Ge-
meinsamkeiten auf. Im weiteren Zen-
trum der Studie steht daher die Evolu-
tion der Lohnungleichheit. Alle folgen-
den Angaben beziehen sich auf die
Gruppe der 25 bis 55jährigen abhängig
beschäftigten Männer. Die Ergebnisse
für diese Teilstichprobe dienen der
internationalen Vergleichbarkeit. In
dieser Gruppe ist die Erwerbsbeteili-
gung durchgehend relativ stabil. Damit
wird das Maß der Ungleichheit weniger
stark von der Mobilität in die und aus
der Erwerbstätigkeit beeinflusst. 

Skalare Maße der Ungleichheit wer-
den mit der Hilfe von Lohnperzentilen ge-
bildet. Das 10. Perzentil stellt den Lohn
der Geringverdiener dar, der von 90 v.H.
der Beschäftigten der Stichprobe über-

troffen wird, das 50. Perzentil den Lohn,
den gerade 50 v.H. der Beschäftigten er-
reichen. Das 90. Perzentil stellt den Lohn
der Topverdiener dar, der nur noch von 10
v.H. der Beschäftigten der Stichprobe
übertroffen wird. Der Quotient zwischen
dem 90. und 10. Perzentil dient als Maß
der Ungleichheit der Löhne. 

Die Abbildung zeigt die Entwicklung
der Löhne für die alten Bundesländer
beginnend im Jahre 1984, für die neuen
Bundesländer beginnend im Jahre
1994. Der Verlauf des 90., des 50. und
des 10. Perzentils zeigt die Aufsprei-
zung der Lohnverteilung. Um die Zunah-
me der verschiedenen Perzentile zu ver-
anschaulichen, wurden die Werte zum
Beginn jeweils auf eins normiert. Des-
weiteren zeigt die Grafik den Quotient
des Lohns am 90. und 10. Perzentil.

In den alten Bundesländern verdien-
ten Topverdiener im Jahre 1984 etwas
mehr als das Doppelte der Geringverdie-
ner. Der Quotient lag bei 2,14 und sank
bis zum Jahre 1994 leicht auf 2,11. Dies
deutet auf die im internationalen Ver-
gleich in diesem Zeitraum beachtens-
werte Stabilität der Lohnverteilung hin.
Zwischen den Jahren 1994 und 2005
stieg der Quotient auf 2,51, eine Zunah-
me um etwa 22 v.H. Aktuell liegt der Ar-
beitsverdienst pro Stunde der Topver-
diener um das Zweieinhalbfache über
dem Lohn der Geringverdiener. 

In den neuen Bundesländern stieg
das Maß der Lohnungleichheit von 2,26
im Jahre 1994 sogar auf 2,93 im Jahre
2005. Die Lohnungleichheit hat somit in
den neuen Bundesländern von einem
leicht höheren Niveau etwa vergleichbar
zugenommen. In den neuen Bundeslän-
dern ist der Arbeitsverdienst pro Stunde
der Topverdiener fast dreimal so hoch
wie derjenige der Geringverdiener.

Ursachen der Lohnungleichheit 

Zwei wichtige Ursachen für die be-
schriebene Entwicklung sind die Globa-
lisierung und der nicht neutrale techni-
sche Fortschritt (“skilled biased techni-
cal progress”). Universell einsetzbare
Technologien, wie Personalcomputer
und Internet, tragen dazu bei, dass In-
formationen schneller in die Wert-
schöpfungsprozesse der Unternehmen
aller Wirtschaftsbereiche fließen. Der
Einsatz der Mikroelektronik befördert
deren Nachfrage nach akademisch aus-
gebildeten Fachkräften überproportio-
nal. Im Innovationswettbewerb haben
kleine Informations- und Zeitvorteile
häufiger langfristigere Wirkungen als
früher. Das hat zu einer Zunahme der
Ungleichheit der Arbeitsproduktivität
und der Arbeitsverdienste beigetragen. 

Als dritte Ursache wird vielfach der
Rückgang der Mitgliederzahlen der Ge-
werkschaften genannt. Da Gewerkschaf-
ten mehr auf gleiche Löhne hinwirken,
könnte dies mit einer Zunahme der Un-
gleichheit einhergehen. Die Kausalitäts-
frage ist jedoch nicht so eindeutig zu be-
antworten. Denn der Einfluss einer Ge-
werkschaft auf die Lohnbildung geht mit
der Zunahme der Heterogenität in den Ar-
beitsproduktivitäten und einer elasti-
scheren Arbeitsnachfrage erfahrungsge-
mäß zurück. Es könnte also auch so sein,
dass die Computerrevolution, zusam-
men mit einer Zunahme an Akademi-
kern, auch ein wichtiger Grund für den
beobachteten Rückgang der Gewerk-
schaftsmitgliedschaft in Deutschland ist. 

In den alten Bundesländern gehen
65 v.H. der Zunahme der Lohnungleich-
heit auf die Zunahme zwischen dem
Median und dem 10. Perzentil zurück.
Ein spezifischer Grund für die Zunahme
der Lohnungleichheit im unteren Lohn-
bereich ist die anhaltend hohe Arbeits-
losigkeit in den alten Bundesländern,
die den Lohndruck nach unten ver-
stärkt. In den neuen Bundesländern ge-
hen 61 v.H. der Zunahme der Lohnun-
gleichheit auf die Zunahme zwischen
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uchenden wird der Lohnwettbewerb da-
her eher für die Neueinstellungen rele-
vant. Die Lohnungleichheit in dieser
Gruppe hat, wie die ZEW-Ergebnisse zei-
gen, tatsächlich stärker zugenommen.

Mit ökonometrischen Dekomposi-
tionsmethoden können Ausstattungs-
und Preiseffekte für die Zunahme der
Lohnungleichheit abgeschätzt werden.
Ausstattungseffekte fangen Veränderun-
gen in der Zusammensetzung der Arbeit-
nehmerschaft auf, wie beispielsweise
ein höheres Bildungsniveau. Preiseffek-
te erklären den Teil der Lohnspreizung,
der auf veränderte Renditen zurückzu-
führen ist, beispielsweise veränderte Bil-
dungsrenditen. 

In den alten Bundesländern können
Ausstattungseffekte etwa ein Drittel der
Zunahme der Ungleichheit erklären. In
den neuen Bundesländern dominieren
Preiseffekte, die etwa 60 v.H. der Zu-
nahme erklären können. Interessanter-
weise entspricht dieses Muster der Zu-
nahme der Lohnungleichheit in den
neuen Bundesländern damit stärker
der Situation in den USA, wenngleich
mit einer zeitlichen Verzögerung von et-
wa 20 Jahren. Vor etwa zwanzig Jahren
ist die Lohnungleichheit in den USA
stark gestiegen, wobei auch dort Preis-
effekte dominierten und Absolventen

von Universitäten eine deutlichere
Lohnzunahme erzielen konnten. 

Im internationalen Vergleich erscheint
die Lohnungleichheit in Deutschland im-
mer noch relativ gering. In Europa hat
Schweden (ebenso wie andere Länder
Skandinaviens) eine etwas niedrigere
Lohnungleichheit (2), während Spanien
und Großbritannien eine höhere (3,2,
3,5) Ungleichheit aufweisen. In Kanada
und den USA ist die Lohnungleichheit
noch höher (4,5), in Australien liegt sie
bei etwa 7,5. Am höchsten ist die Loh-
nungleichheit in den aufstrebenden In-
dustrienationen Brasilien, Indien oder
China. Dort verdient ein Topverdiener ei-
nen Arbeitsverdienst, der bis zu zehnmal
so hoch wie derjenige des Geringverdie-
ners ist. 

Ökonomische Überlegungen deuten
darauf hin, dass eine zu große Ungleich-
heit der Arbeitsverdienste die Arbeits -
produktivität in den Unternehmen, das
Wirtschaftswachstum und die wirt-
schaftliche Entwicklung hemmen kann,
ebenso wie eine zu geringe Ungleichheit.
Eine zu geringe Differenzierung kann den
Ertrag von Bildung reduzieren. Daher
können die Anreize für Investitionen in
das Humankapital zu niedrig ausfallen,
mit langfristig negativen Folgen für das
Wirtschaftswachstum. Eine zu hohe Un-
gleichheit der Arbeitsproduktivitäten
kann aus innerbetrieblichen Fairness-
gründen der Entwicklung der Produkti-
vität schaden. Auch kann die gesamt-
wirtschaftliche Nachfrage im Wachs-
tumsprozess zu gering ausfallen. 

Forschungsfrage

Bislang gibt es noch kaum wissen-
schaftliche Erkenntnisse darüber, ob
die Zunahme der Lohnungleichheit in
Deutschland positiv oder negativ zu be-
urteilen ist. Die Beantwortung dieser
volkswirtschaftlich wichtigen Frage
wird sicher auch davon abhängen, ob
die Konsequenzen für das Bruttosozial-
produkt, die Beschäftigung oder das
verfügbare Haushaltseinkommen und
dessen Verteilung betrachtet werden.
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dem Median und dem 90. Perzentil zu-
rück. Einen spezifischen Grund für die
Zunahme der Lohnungleichheit im obe-
ren Lohnbereich sehen wir im Wettbe-
werb um (hoch-)qualifizierte Arbeits-
kräfte mit den alten Bundesländern, der
den Lohnsog nach oben befördert hat.

Obwohl die Zunahme der Lohnun-
gleichheit für alle Beschäftigtengruppen
stattgefunden hat, sind bestimmte Grup-
pen von Arbeitnehmern stärker als ande-
re betroffen. Nach den Ergebnissen der
ZEW-Studie ist die Ungleichheit bei west-
deutschen Arbeitnehmern, die eine Be-
triebszugehörigkeit von weniger als sie-
ben Jahre aufweisen, überdurchschnitt-
lich gestiegen. Arbeitnehmer, die eine
Betriebszugehörigkeit von mehr als sie-
ben Jahre aufweisen, zeigen eine unter-
durchschnittliche Zunahme der Un-
gleichheit auf. Das Ergebnis deutet auf
Lohnrigiditäten hin, von der Beschäftig-
te mit längerer Betriebszugehörigkeit
stärker profitieren. Hohe Arbeitslosigkeit
und die Mobilität der Beschäftigten ver-
stärken den Wettbewerb um attraktive
Arbeitstellen. Aus Effizienzlohngründen
senken Unternehmen in der Regel je-
doch nicht die Löhne der bereits Be-
schäftigten, sondern reagieren eher mit
Arbeitszeit- oder Beschäftigungsreduk-
tion. Bei einem Überangebot an Arbeits-
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Evolution der Lohnungleichheit

25-55jährige männliche abhängig Beschäftigte. 1984=1 bzw. 1994=1
Quelle: Stichprobe aus dem SOEP, eigene Berechnungen, ZEW.
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